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Entschlicssung des Nationalrates 
vorn 11. Juni 1986 Uber nukleare 
Sicher1leit; Bericht an den 
Na t ioneA 1 r at 

An den 

\\ j [N, 

Präsidenten des Nationalrates 

Parlament 

1017 Hien 

Anlässlich der Verhandlung des Aussenpolitischen 

Berichtes der Bundesregierung üb er das Jahr 1985 fasste der 

Nationalrat am 11. Juni 1986 eine Ents ch1iessung 

(E62-NR/XVI.GP), welche folgenden Wortlaut hat: 

"Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten wird 

ersucht, alle jene internationalen Massnahmen, die die Arb eit 

der IAEO hinsichtlich der Verb e s serung der internatio"alen 

Zusammenarbeit im Bereich der Sicherheit nuklearer Anlagen, der 

Behandlung nuklearer Unfälle und ihrer Folgen und der 

Bereitstellung gegenseitiger Hilfe in Notf�llen sowie 

Massnahmen zur Schadensbehebung und Schadensgutmachung 

betreffen, voranzutreiben. Ins besondere wird die 

Bundesregierung aufgefordert, im Rahmen der IAEO all jene 

Bestrebungen zu unterstützen, die zur baldige n Ausarbeitung 

einer weltweiten Konvention betreffend den 

Informationsaustausch im Falle von nuklearen Störfällen oder 

Unfällen fUhren. 

2. Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem 

Nationalrat ehebaldigst einen Bericht vorzulegen, wie weit das 

ECE-Ubereinkommen liber weiträum i ge grenzUb ersctlreitende 

Luftverunreinigung, BGBl. Nr. 158/1983, in Anspruch genommen 

und von allen in Frage kommenden Staaten respektiert w urde . 
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3. Die Bundesregierung wird aufgefordert, im Sinne der 

Artikel 10 und 11 des Ubereinkommens über weiträumige 

grenzüberschreitende Luftverunreinigung den Exekutivsekretär 

der Wirtschaftskommission für Europa zu ersuchen, ehebaldigst 

eine Sitzung des in diesem Abkommen vorgesehenen Exekutivorgans 

zur Beratung der im punkt 1 und 2 genannten Fragen anzuberaumen. 

4. Die Bundesregierung wird aufgefordert, im Rahmen der 

Wiener Konferenz über Sicherheit und zusammenarbeit in Europa 

bei den Beratungen des Korb 2 (wirtschaftliche Zusammenarbeit) 

den gesamten Fragenkomplex im Hinblick auf eine Verbesserung 

der Information und eine Klärung der Fragen des Schadenersatzes 

aufzurollen." 

Gemäss der in Punkt 2) der genannten Entschliessung 

enthaltenen Aufforderung beehre ich mich namens der 

Bundesregierung anverwahrt einen Bericht zur Frage der 

Anwendbarkeit des ECE-Ubereinkommens über weiträumige 

grenzüberschreitende Luftverunreinigung auf nukleare Störfälle 

vorzulegen. 

Zu den übrigen Punkten der Entschliessung darf ich 

folgendes ausführen: 

Zu Punkt 1: 

Das BMfAA hat der Entschliessung des Nationalrates vom 

11. Juni 1986 u.a. dadurch entsprochen, dass es in der zeit vom 

21. Juli bis 15. August an der von der IAEO einberufenen 

Regierungsexpertentagung zur Ausarbeitung von zwei 

Konventionsentwürfen betreffend die frühzeitige Information und 

die Koordination der Hilfs- und Schutzmassnahmen bei einem 

nuklearen Störfall aktiv teilgenommen hat. Beide Texte lagen 

der Ersten Ausserordentlichen Tagung der IAEO-Generalkonferenz, 

die vom 24. - 26. September 1986 in Wien stattfand, zur Annahme 

durch die Mitgliedstaaten der IAEO vor und wurden am Ende der 

Tagung von 50 staaten, darunter auch Österreich, unterzeichnet. 
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f r ü h z ':� i t 1, Information bei ei.nem nllkl'."arcn Slörfall erstreckt 
sich auf cllche N utzungen der Kcrnenergle zu Lande, in der 

Luft, Z'; iid.sser und im Helt raum , einschliesslich milit ä r ischer 

Nutzun'� n nüt Ausnab�11'2 von Kerll·,·laff·::n und Atorntes t s .  Der 

Aus 1 Ö �3 (, :: a t b e s t a n d der F di h war n � I r I '; �� '; \� r [l f 1 ich tun g, d. h. d i (� 

!TI Ö 9 1 1. '; tj(2 0 der tat sä chI ich e r i) C: :, ; 0 J L '� ::: rw Ge f ä h r dun 9 der 

Be v öl k Ce' r \l n g anderer Staa t en , e ; , ::.' 1. '2'::' s ich zwar ei ne r prä z i sen 

objektiven Formulierung doch gelanq es im Zuge der 

Ver h cl n d 1 u n 9 ,2 n, die urs p r ü n q 1 i c 11 f c �� t.cV" '" c 11 r i e () (� ne 

ausschliesslich sub jekt i ve Beurteilung durch den Unfallstaat 

durch mö gl i c h st objektive Kriterien zu ersc��0n, an deren 

Ausformul i'2r�lng Österreic h wC>3C'ntl Le\, ,J' i 'ill.:;�: .nz�. 

Der t�onventionsentwurf bctc'Lf,'nd eiLe �(oo[(}ination der 

Hilfe=:>- und Scbutzmassnahmen \'(crpi.lj,�h�_'�c die Sl:aatJ. :n �:ur 

Z usamme narbeit ,  sieht a ber k(=:::inc, BI�i:.,t')i1dspflicilt de[" er suchten 

S t a a t e s vor. Die Vi e i t e ren B c:o :::; t i ;i11!l Li wJ \' n Ce' Cj (-: 1 n :; i1 c' i 11 Z (� 1 ne n die 

Durcbfilhrung der Hllfclei s tulFj{ vl<)Ö(�i. duell der IA.l�O wichtige 

Fun k t ion e n z u e r k a n n t wer den. [.: i. n. t" :; 0 1 c h (� F� II k t ion i :-3 t die 

Aufst(�llung eines international'.'rl ili L[.'�\:c:a!q:; im Pahrnen der IAEO. 

Generell i s t: zu beich;ll !{ü!1ventioncn f:c':3LL:ust:el.len, dass 

dera rt ig e multilaterale Instrllrn(�nLc n2iu[i�1 nur '''inen RJ.hlllen 

oder rHndeststandard da rst e l l e n , df:r zu c: i nem ::3pGteren 

Zeitpunkt durch bilaterale und re�ion.)le Vertr�ge ergänzt oder 

erweitert \'lerden kann, worauf auch die ocid(�n Ko n vent i. onen 

ausdrUcklich verweisen. Die beiden IAEO-Konvcntionen sind ein 
wertvoller Beitrag zu e iner vpr3L�rktcn Lntcrnationalen 

Kooper at i on, stellen aber keir;e l\ltr:rn�tjv(: zu den bilateralen 

verträ g en Österreichs mit seinc:n ndchi)ar::;taatE�n dar und können 

Ausgangspunkt für weitergehende V�rcinbarungen lnit diesen 

staaten bilden. 

I rn R (1 11 r�i '? n cl c; r 1. n 0 c r � C� i L () F\ 2�). - :? 9.. .; u 9 u s t 1 n �:1 i e n 

von cJ?r I?l.�0 a>}'�::�h,-�.1�1.�'n'2n l\rl(;.ly·���c: f_�(��j Urlf�,-':tIJ,{?' �/on I!schernolJyl 
("Post i\cci(�'2r'lL ?\n,J.J'�,��:3 L�)�1) t1att.<!Tl [j��� t�rr':;j (=nJ_�3c�hI2 �JnCl 
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internationale Experten Gelegenheit, mit einer hochrangigen 

sowjetischen Expertendelegation offen die technischen 

Hintergründe des Reaktorunfalles von Tschernobyl zu analysieren. 

Am 26. September 1986 ist in Wien die Erste 

Sonder tagung der IAEO-Generalkonferenz zum Thema "nukleare 

Sicherheit" mit der Annahme eines Schlussdokuments und der 

Unterzeichnung der beiden oben erwähnten Konventionen über 

Frühwarnung und Hilfeleistung bei einem nuklearen Störfall 

durch 50 IAEO-Mitgliedstaaten zu Ende gegangen. Aussenminister 

Dr. Peter Jankowitsch, der Leiter der österreichischen 

Delegation war, hat in seiner Eröffnungsrede die nach 

österre ichischer Ansicht vordringlichsten Themen 

zusammengefasst, die auch in Form einer österreichischen 

Resolution ein�ebracht wurden. Aussenminister Dr. Peter 

Jankowitsch nannte als vordringlichste Aufgaben die Festlegung 

verbindlicher Sicherheitsstandards für existierende und 

geplante nukleare Anlagen sowie die Kontrolle ihrer Einhaltung 

durch die IAEO, die Weiterentwicklung des Völkerrechts in den 

Bereichen des Schadenersatzes und des Nachbarschaftsrechtes 

sowie eine verstärkte internationale zusammenarbeit zur 

Entwicklung neuer Energiequellen. 

Österreich wird sich wie in der vergangenheit an allen 

von der IAEO einberufenen Tagungen und Konferenzen aktiv 

beteiligen und wird darüber hinaus als Sitzstaat dieser 

wichtigen internationalen Organisation um optimale 

organisatorische Voraussetzungen bemüht sein. 

Zu punkt 3: 

Angesichts der generell vertretenen Auffassung, dass 

das Ubereinkommen auf Luftverunreinigungen aufgrund nuklearer 

Störfälle nicht anwendbar ist (s. Punkt 2) hielt es die 

Bundesregierung nicht für zielführend, ein Ersuchen auf 

Anberaumung einer Sondersitzung des Exekutivorgans des 
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Übereinkomlntons zu stellen. Aufgrund des herrschenden 

Konsenspr=--n .i.pes hätte der Exekutivsekretär der ECE im üb rigen 

vor der Eiu) erufung einer (ausserodentlichen) Sitzung des 

Exekutivorgans des Ubereinkommens das Einvernehmen mit der 

westlic.lcn und der östlichen Staatengruppe herstellen müssen. 

Ferner hätte er gemäss Regel 3 der Geschäftsordnung der ECE 

spätestens 42 Tage (nach derzeitiger Praxis 90 Tage) vor 

Sitzungs beginn eine eb enfalls im Konsenswege erstellte 

Tagesordnung zur Verteilung zu b ringen gehabt. Die Ein berufung 

einer ausserordentlichen Sitzung noch vor der nächsten 

ordentlichen Sitzung des Exekutivorgans, die vom 10. b is 14. 
November 1986 in Genf stattfinden wird, wäre daher auch aus 

prozeduralen Gründen kaum möglich ge'desen. 

Zu Punk t 4: 

Österreich bea bsichtigt, auch im Rahmen des 

KSZE-Folgetreffens in Wien alle Fr ag e n  der 

grenzüberschreitenden Aspekte der friedlichen Nutzung der 

Atomenergie zur Sprache zu b ringen. Insbesondere wird 

Österreich die Fragen einer Verbesserung des 

Informationsaustausches, der Etablierung einer 

Informationspflicht und der Hilfeleistung in Fällen von 

Umweltkatastrophen aufgreifen und konkrete Vorschläge dazu 

einbringen. Diese Vorschläge sind gegenwärtig unter 

Berücksichtigung der Ergebnisse der unter pkt. 1) genannten 

Expertenverhandlungen im Rahmen der IAEO in Ausarb eitung. Mit 
den österreichischen Initiativen im Rahmen des Wiener 

Folgetreffens soll auch der Tatsache Rechnung getragen werden, 

dass 86 % aller in Betrieb befindlichen Reaktoren in 

KSZE-Staaten stehen. 
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Die im Rahmen der EG anlaufenden Initiativen eines 

" Aktionsplanes" für nukleare Störfälle werden von Österreich 

ebenfalls mit Interesse verfolgt. 

Der Bundesminister 

für 
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,1 '.' ,; r ;", q i erd n (j 6 U L_�,�t "j • Li (.; C 1\ n 'v: e n d bar k e i t des 

_��: r�..:�, e f '012 i t r ij,j ;;i i '-li) '��(:: l� z:;�: \' r �� ehr.? i t end e 

9 ren 7. I�: �) c; r ,:; e � 1 r ':' i t end e Lu f t ver U 11r 'c.? L nL (1 u n CJ (;:1 G:n . N f. 1 5 8 /1 9 8 3 ) f 

viele:,, ::; �i!" 1.6. t1cifZ 1983 in ,': ;: I:' <1,,' cctc:n L,st, wurde al�3 
V Ö 1 k ''': r. y (C> eh t 1. L eh ver bin d 1 ich es ;. : j , t rLl P) e n t Z U f Be k ä m p fun 9 der 

Luftvers0uerung c3urch d i e  Herdh�jet7.unq von Emissionen 

he r k ömm1. j C'l\' y Lu f tscha cl s t oft e ' ,," , ;  ,:;\��1 '/J(' f (: 1 r:i i 0 y.ydco, c; t 1.::: ko xyde I 

K 0 h 1<.::: n\'Fl. S S ,�: r '0 t 0 f f e, P not 00 x Y dan t i e n, . ' C, c .  cJ e s eh a f f e n . 

Verringf?fUnc; der S��1.ckoxydemisc�io[vn 'dLrd Zlll: Zeit gr,:,arbeitet. 

Die !\rbC?lt''::-ll im RdfJ'llCn des UL)(?(f:1.rlkor,:,fl('r:::; :JuJ J,'-�n ,3chr1ttweise 

Begritf "LuftverUill"<:;inigung" Ül Artd::2L J dc:.s Ub'.:reinkornmens 

radioakLl\1':? S:::c[f:? nicht c\l1sdr:iek;cl C,' ,rl;:)':scidos,c:;,::;n werden, 

er S 1:: r (; c k t ::0 i d1 ,j i Co 1< 0 n \f (? nt ion n Cl. eh.) L � �l ,::;;1 e i t1 c: ::- Auf fa S S II n g nie h t 
auf 9 ren z übe r sc h 1>:' i. tE-' n d e cm i. s s iJ Of:: ;] 1,: ,:; I( ern f: r il. f t,v er k e n . 

k 0 n n t e C: s d Cl m.J 1 :::; :3 (: 1. n An 1 i ':" gen Hl Ein L L 1 C k c"t u [ cl e n \'li der s t an d 

der andef'2,1 Vc:-'rt[0'9spart:.c.'ien ni.ci!t dilrcir�:;(;t;;t;n. Anlz--isslich der 

U n t erz eie h n u, n 9 cl (� :] Li b e r e i !!. k 0 HUl (; n s .i f:i jJ () 'J (� m b E:" r 1 9 '1 9 q a b cl a her 

NuklC'3rln�j,(;, :1 
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des Völkerrechts entwickeln wird. Noch im selben Jahr ergriff 

die österreichische Bundesregierung im Rahmen der IAEO eine 

Initiative betreffend die grenzüberschreitende Auswirkung des 

Betriebes von Kernkraftwerken. 

Die eingangs erwähnte Zielsetzung des Ubereinkommens 

lässt sich daher aus seiner Entstehungsgeschichte und aus 

seiner Auslegung durch die Vertragsparteien klar erkennen. Eine 

Inanspruchnahme des Ubereinkommens aufgrund 

grenzüberschreitender Emissionen aus Kernkraftwerken hätte 

sohin eine grundlegende Haltungsänderung aller Vertragsparteien 

zur Voraussetzung. Laut Mitteilung des Exekutivsekretärs der I 
ECE wurden bislang aufgrund des Ubereinkommens auch 

hinsichtlich anderer grenzüberschreitender weiträumiger 

LUftverunreinigungen weder Konsultationen gemäss Artikel 5 

verlangt, noch die im Artikel 13· vorgesehene streitbeilegung in 

Anspruch genommen. 
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